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Bad en bildet durch ſeine Lage als deutſches Grenzland
gegen zwei Republiken , Frankreich und die Schweiz , eine

wichtige Vorhut Deutſchlands . Dieſe ſeine Stellung wird

durch das rege politiſche Leben in ſeinem Innern , durch die ver —

hältnißmäßig vorgeſchrittene Bildung und den Wohlſtand eines

großen Theils ſeiner Bewohner unterſtützt .
Noch höher ſteht Baden durch die Stellung , die das Land

in dem dreißigjährigen Rechtskampfe des deutſchen Volkes
für freie geiſtige Bewegung und nationale Entwicklung einzu⸗
nehmen von der Vorſehung berufen war .

Auch hier hat Baden die deutſche Vorhut gelildet , hat
beharrlich unter oft ſchweren Kämpfen im Innern , nach Außen
nicht ſelten allein ſtehend , und ſelbſt bedroht von mächtigen Ge⸗

walthabern , die Fahne vernünftigen Fortſchrittes und geſetzlicher
Freiheit vorangetragen .

So ſteht die Bedeutſamkeit des Landes für Deutſchland
in zweifachem Sinne höher , als ſein Flächenumfang und ſeine
Bewohnerzahl ſonſt bedingen würden .

Auch hat das deutſche Volk Dies nicht verkannt ; es hat mit
ſteigender Achtung und dankbarer Hoffnung nach dem Lande
ſeine Blicke gewendet , das in Erringung jener Güter , die dem
Leben erſt einen Werth geben , ſo muthig die Bahn brach .

So lange indeß das Metternich ' ſche Regiment Deutſchland
feſſelte , und auch in Baden die beſſeren Früchte der Freiheit
verkümmerte , war dies Land nicht ſelten Gegenſtand vager Ver⸗

dächtigungen , in welche ſich manche harte Verläumdung hüllte .
Man hat Baden früher einen „ Herd der Revolution “

geſcholten . Es iſt der Tag gekommen , der offenbaren ſollte ,
wie gut es um Deutſchland ſtände , wenn in allen ſeinen Gauen
der heimiſche Herd wie in Baden beſtellt geweſen ; jeder neue
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Zündſtoff von Weſten her hätte wohl bei dem vorhandenen Licht
noch leuchten und wärmen mögen , nicht aber das reichlich auf —

gehäufte Brennmaterial zu einem Brand entzünden können , der

das ganze Haus bedroht .

Man hat Baden einen „hektiſch ſchwächlichen “ Jüng —

ling genannt, *) den man zu „ hüten “ habe . —Aber dieſer

Jüngling hat wie ein Held das Schwert des Geiſtes geführt
und einen langen , heißen Tag die Schlacht gehalten , bis Gott

dem Vaterland den Sieg verlieh . Wo waren ſie denn , die

jetzt ſo voll den Mund nehmen gegen den „ſchwächlichen Jüng —
ling “? —

Solche Nachreden mochten der früheren Lage der Dinge in

Deutſchland entſprechen ; auch ſah das deutſche Volk in ſolchen
Angriffen nur Badens Verdienſt und Ehre .

Rachdem aber die Träger des alten Syſtems , das der Fort —
ſchritt der Zeit in ſeiner , nur Verderbniß jeder Art erzeugenden

Unwahrheit ſelbſt blöden Augen enthüllt hat , vor dem Früh —
lingshauche der neuerſtandenen Freiheit zuſammengeſtürzt , und

ihre Baſtillen , in denen ſie den Volksgeiſt gefangen hielten , eine

nach der andern gleich einem Kartenhaus gefallen waren , ſo
hätte man nicht erwarten ſollen , daß ähnliche Erſcheinungen ,
wiewohl zum Theil aus andern Motiven und zu andern Zwecken

hervorgerufen , hier und dort wieder auftauchen würden .

Dies kann indeß nur Den befremden , der überſieht , daß
dieſe erneuerten Anfeindungen , ſofern ſie nicht Neid und Eifer —

ſucht in den Mund geben —, durch dieſelben Organe und Leute

erfolgen , welche früher zu Gehilfen und Lobrednern des alten

Unweſens gebraucht wurden .

Dieſen hier entgegenzutreten , iſt nicht unſere Abſicht . Denn

wir müßten Dinge zur Sprache bringen , worüber im höheren
Intereſſe des Geſammtvaterlandes , das uns vor Allem am

) S. von Bangold , die materielle Begründung des deutſchen Bun —
desſtaates durch bie organiſche Geſtaltung der Staatengebiete . Stutt —
gart 1848.
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Herzen liegt , zu ſchweigen wir jetzt für Pflicht halten . Iſt

doch des Kläglichen in jüngſten Tagen ohnehin zu viel offenbar

worden ! —

Aber bisweilen iſt es gut , ſich des Vergangenen zu erinnern ,

und es der Leute Gedächtniß wieder vorzuführen , weil in dieſem

Lichte Freunde und Gegner am eheſten ſich wieder zurecht fin⸗

den : Jene , daß ſie im Rückblick auf die erworbenen Güter und

im Bewußtſein bewährter Kraft vorwärts ſchreiten , ohne un⸗

dankbar zu werden ; Dieſe , auf daß ſie nicht eitel höher ſich

dünken mögen , als recht und billig iſt.

Das konſtitutionelle Prinzip hat zunächſt in Süddeutſchland

mit Macht nach Verwirklichung gerungen , und hier iſt es vor

Allen Baden , das auf der Bahn der Entwicklung des konſti⸗
tutionellen Lebeus am beharrlichſten voranſchritt .

Mehrere Umſtände trafen dort zuſammen , deren günſtigem

Einfluß das Land dieſen Anſtoß vorzugsweiſe zu verdanken hat .

Wir wollen nur einen , wohl den wirkſamſten und nachhaltigſten ,

hervorheben .
Ba den hatte ſich über ein halbes Jahrhundert eines Regen⸗

ten zu erfreuen , der , wenn er auch nicht auf dem Throne ge—⸗

ſeſſen , zu den Edelſten und Beſten unſeres Geſchlechtes zählen

würde .

Der Neuzeit und ihren großen Prinzipien , wie dieſe durch

die größten Geiſter der ziviliſirten Nationen Europa ' s ſchon

um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ausgeſprochen wurden ,

aus Ueberzeugung zugethan , und damit das Wohlwollen der

reinſten Humanität verbindend , wurde Karl Friedrich nicht

nur Schöpfer des Großherzogthums in ſeinem jetzigen

Umfang , ſondern zugleich der eigentliche Begründer einer neuen

Ordnung der Dinge , des geiſtigen und materiellen Aufſchwungs

jener ſchönen Landſchaften im ſüdweſtlichen Deutſchland , welche

das uralte deutſche Fürſtengeſchlecht der Zähringer ſchon in

den früheſten Zeiten des deutſchen Reichs zum Theil in noch

größerer Ausdehnung beſeſſen hatte .
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„ Daß das Wohl des Regenten mit dem Woble des
Landes innig vereint ſei , ſo daß Beider Wohl oder
Uebelſtand in eins zuſammenfließen , iſt bei mir ,
ſeitdem ich meiner Beſtimmung nachzudenken ge —
wohnt bin , ein feſter Satz geworden “ — ſprach der
Edle , als das Land ihm für gänzliche Aufhebung der Leib —
eigenſchaft ( 1783 ) den Dank darbrachte .

Bei ſolcher Geſinnung wirkte dieſer Fürſt , noch ehe mit
1789 die alte Zeit mit ihrer , auf Koſten des Volkes begründe⸗ten Herrſchaft privilegirter Stände und Kaſten ihren Abſchlußgefunden und die Entwicklung der Neuzeit ihren Anfangnahm , im Lichte dieſer reformatoriſch in den meiſten Zweigendes öffentlichen Lebens , und rief hier Grundſätze hervor , die

ſeitdem als feſtſtehende leitende Prinzipien wie ſchützende Mächteüber dem Lande walteten . Gegen ihre durch Karl Friedrichgeheiligte Autorität vermochten Maximen einer andern Weisheit ,die als Haus - und Heilmittel des Machiavellismus auch inBaden nach oben und unten eifrig empfohlen wurden , kein hin —reichend gelockertes Erdreich zu finden , um mit dauerndem Er —
folg ihr alles erſtickend Unkraut unter den Weizen zu ſäen .

Jenem Geiſte , der die gemeinſame Würde der Menſchenachtet , und die ewigen Rechte des Bürgers fordert und gewährt ,zugleich aber auch einer verſtändigen politiſchen Berechnungentſprang die Ver faſſung vom Jahr 1819 . Sie war eineder erſten , jedenfalls , wie anerkannt , die vorzüglichſte und frei⸗ſinnigſte in ganz Deutſchland , die , welche Reformen auch der
Fortſchritt der Zeit und die veränderten Verhältniſſe von ihrfordern , ein ehrendes Denkmal ſächter ſtaatsmänniſcher Einſichtbleiben wird , die ſie geſchaffen.

Dieſe Verfaſſung trägt in ihren Grundbeſtimmun gen be⸗reits das Gepräge jener Prinzipien , die endlich nach langen Käm —
pfen in ganz Deutſchland ſich Anerkennung verſchafften . Wahl —recht und Wahlbefähigung ſind keinen oder wenig bedeutenden Be —
ſchränkungen unterworfen . Ihr größter Vorzug aber , durchden ſie ſich vor allen übrigen deutſchen Verfaſſungen vortheilhaft
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auszeichnet , iſt die ſtaatskluge Art und Weiſe , wie der ander⸗

wärts ſo ſehr hemmende Einfluß der Sonderintereſſen der pri —

vilegirten Stände durch eine eigenthümliche Zuſammenſetzung
der erſten Kammer , in welche der Regent ohne Rückſicht auf

Standesverhältniſſe acht Mitglieder ernennt , gemäßigt wurde .

Uebrigens vermochte ſelbſt dieſe Verfaſſung während der

unfruchtbaren politiſchen Dürre , die in den zwanziger Jahren
über Deutſchland lagerte , keine beſondern Früchte zu treiben .

Doch verdankt das Land ihrem Einfluß auch in jener Periode

ein zweifaches Gut : die konſequente Durchführung des ( ſchon

von Karl Friedrich recipirten ) weitgreifenden Grundſatzes einer

allgemeinen gleichen Beſteuerung , und insbeſondere eine muſter⸗

hafte Ordnung des Staatshaushalts und eine , ſeitdem immer

mehr zur Uebung gewordene Feſtſtellung des Staatsbudgets ,

wie ſie kaum irgendwo mit ſolcher Klarheit und einer ins Ein⸗

zelnſte gehenden Genauigkeit zwiſchen Ständen und Regierung

vereinbart wird .

Erſt mit dem verhängnißvollen Jahre 1830 begannen für

Baden die Segnungen eines mehr volksthümlichen Verfaſ⸗

ſungslebens ſich zu entwickeln .

Nach dem am 30 . März jenes Jahres erfolgten Tode ſeines

ältern Bruders , des Großherzogs Ludwig , übernahm

Leopold die Regierung des badiſchen Landes , nach eigener

Ueberzeugung wie aus Pietät entſchloſſen , ſie im Geiſte und im

Sinne ſeines Vaters , Karl Friedrich ' s des Geſegneten ,

zu führen .
Dieſen Geiſt der Regierung bezeichneten ſofort mehrere zur

Erleichterung des Bürgers ergangene proviſoriſche Geſetze , wie

die Herabſetzung des Salzpreiſes , gänzliche Aufhebung des

Straßengeldes , Beſchränkung des den Landmann drückenden

Wildſtandes , und Ermäßigung der Steuern des Weinbauers .
Als beſonders charakteriſtiſch für die konſtitutionelle Bahn ,

die man aufrichtig zu betreten bereit war , galt das ergangene

Wahlmanifeſt , durch welches das Volk zu neuen Wahlen für

den Landtag berufen , und worin den öffentlichen Dienern nach
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dem ausdrücklichen Willen des Großherzogs jede Einmiſchungin die Wahlen unterſagt worden war . Die Wahlen ſollteneine Wahrheit ſeyn . Sie waren es . Wäre die Regierungdieſer ihrer Marime ſtets treu geblieben , oder hätte ſie ihr ſpä⸗
ter , als der politiſche Himmel auch in Baden ſich trübte , mehrGeltung , als wirklich der Fall war , verſchaffen wollen oder
vielleicht können , es hätte ſich in Baden zwiſchen Regierungund Volk nie eine unheimliche Macht wie ein drittes Glied er —
heben mögen ! — )

Indeſſen zeigte der Landtag von 183ʃ, ein treuer Ausdruckdes Willens und der Stimmung des Landes , das ſchöne leider
ſeltene Bild vollkommen einträchtigen Zuſammenwirkens zwi⸗ſchen Ständen und Regierung , die aufrichtig der Verfaſſungergeben und darum wie in ihrem Prinzip , ſo in ihren Vorlagenund Maßnahmen freiſinnig ſich zeigte.

Unter ſo hoffnungsvollen Auſpizien würde Baden auch ohneden Anſtoß , den die Julirevolution zu einer Bewegung für die
Freiheit in faſt ganz Europa gab, auf der Bahn konſtitutioneller

) Unſtreitig hat eine konſtitutionelle Regierung das Recht , ja je nachFällen die Pflicht , ihren moraliſchen Einfluß bei den Wahlen geltend zumachen . Sie muß , zumal wenn ſie die Kammern aufzulöſen und an dasVolk Berufung einzulegen für nöthig erachtet hat , durch ihre Organe , zu⸗mal durch die Preſſe — auf welche man freilich in Baden leider bis beutenur zu wenig Gewicht von Seite der Regierung zu legen ſcheint , —offen undklar den Standpunkt , den ſie einnimmt , dem Volke auseinanderſetzen , damitdieſes vor Täuſchung und unredlicher Bcarbeitung bewahrt werde , und ſichentſcheide , wie es das allgemeine Wohl fordert . Aber Weiteres darf dieRegierung nicht ; insbeſondere darf ſie nicht die Staatsmittel , die nichtihr , ſondern der Geſammtheit angehören , verwenden , um den Gewiſſenmoraliſchen Zwang anzulegen und die Stimmen für ſich zu erkaufen . —Uebrigens ſollte jede konſtitutionelle Regierung zugleich Das ſeyn , was manin England eine parlamentariſche Regierung nennt ; damit hörendie gegenſeitigen leidigen Beſchuldigungen über Beſtechung ꝛc. von ſelbſtauf . Freilich war damals in Deutſchland die Zeit noch nicht gekommen ,um für dieſe einfach ſte urd ſicherſte Regierungsweiſe ſich zu entſcheiden .
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Entwicklung und der Reform zwar ſtiller , aber friedlich voran —

geſchritten ſeyn .
Es ſollte anders ſein ! Die Pflanze treibt in Stürmen tie —

fere Wurzeln und erſtarkt nur allmählig zum Baume , der aus

eigener Lebenskraft den feindlichen Einflüſſen Widerſtand zu
leiſten vermag .

Die Reaktion , die ſchon im Jahr 1832 wieder in Deutſch —
land begann , und bald immer zuverſichtlicher ihren mächtigen
Einfluß überall geltend machte , wirkte natürlich auch auf Baden
zurück . Die durch den Bund erzwungene Zurücknahme des

Preßgeſetzes vom Jahr 1831 gab hier den erſten Anſtoß zu
Mißſtimmung und zu einem Zwieſpalt , den jene Leute , die nicht
verſchmerzen können , daß das Volk durch die Verfaſſung auch
ein Recht erlangt , und die nicht ertragen wollen , daß dieſe eine

Wahrheit und nicht vielmehr eitel Schein und Täuſchung ſey,
zu erweitern und für ſich auszubeuten ſuchten . —

Es gibt eine Partei in Europa , die ſeit einem halben Jahr —
hundert die meiſten Staaten in dieſem Erdtheil verwirrt hat .
Sie hat , was das Schlimmſte iſt , in einem Zeitalter der Intelli —

genz , das mit ſcharfem Sinn das Aechte und Unächte abwiegt ,
durch den Macchiavellismus ihrer Politik und die Sophiſtik
ihrer Handlungen den Glauben des Volkes an die Wahrheit
und an das Recht , —ſelbſt an Chriſtenthum und

Treue tiefer erſchüttert , als alle Künſte der Demagogen und

der Frivolen je vermocht hätten . Den Praktiken dieſer Leute

gehört die reiche giftige Ausſaat von Mißtrauen zwiſchen
Regierenden und Regierten , deren üppiges Aufſproſſen
die eigentliche Noth unſerer Tage iſt . —

Es kann nicht oft und nicht ernſtlich genug geſagt werden ,
daß auf der Entwicklungsſtufe , auf der die Menſchheit ange —
langt , die alte Klugheit mit all ihren Kunſtgriffen und Mittelchen
nicht mehr ausreiche , daß nur in der Wahrheit , in der voll —

ſten und ehrlichſten , Heil zu finden ſeyh. Die Wahrheit
aber , ſagt ein göttlich Wort , iſt es , die frei macht . —

Die genannte Partei hat zwar auch in Baden ihre Anhän —
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ger , wiſſende und unwiſſende , Schüler und Kommis ; doch hat ſie

in dieſem Lande bis jetzt weder im Volke eine breite Grundlage
ſich bereiten , noch nach Oben beſondern Anklang oder Einfluß

gewinnen können . Indeſſen hat ſie auch in dieſem Lande durch

die Zuverſicht und Keckheit , mit der ſie gewöhnlich in ſichern

Tagen auftritt , durch Intriguen und Verdächtigungen , die ſie

ſich zu jeder Zeit erlaubt , durch Einflüſterungen und Unter —

ſtützung , die ihr damals von Außen zu gut kamen , eine nicht
unbedeutende Rolle geſpielt , zumal nachdem es ihr gelang ,
einen der Ihrigen , einen Meiſter , wie ſie meinen , in die oberſte

Verwaltung zu bringen , um Das , was dieſe Leute ihr Syſtem
nennen , in Baden zu organiſiren .

Das „ Syſtem “ hat zwar in Baden bald moraliſchen Ban —
kerott gemacht ; aber ſchon der Verſuch , der damit angeſtellt

wurde , noch mehr der zurückgebliebene Schweif der Partei , den

ſich dieſe überall als Inſtrument aus jenen Leuten bildet , die
das Bediententhum als ihr Erbtheil empfangen , haben viel Un —

heil über das Land gebracht , an deſſen Nachwirkungen bis heute
noch zu heilen iſt . —

Der parlamentariſche Kampf , der ſeit 1833 in Baden be —

gonnen und ſolchen Elementen gegenüber immer heftiger ſich
entwickelt hat , gehört zu den lehr - und folgenreichſten Ereig⸗
niſſen in dem neuern Deutſchland .

Die Art und Weiſe , wie das intelligente badiſche Volk in

dieſem Kampf zur Behauptung ſeiner Rechte und für Entwick

lung ſeiner Freiheit ſich benahm ; der Takt und die ungebeugte
Ausdauer , womit es Schritt vor Schritt auf der einmal begon —
nenen Bahn vorwärts ging ; die gemeſſene , ſtreng geſetzliche
Haltung , die es bei den einzelnen Erfolgen oder Niederlagen
ſtets bewahrte — haben die Aufmerkſamkeit und Bewunderung
von ganz Deutſchland auf das Land gezogen , das bald als der

muthigſte Vorkämpfer der Rechte und Intereſſen der deutſchen
Nation überhaupt mit Recht galt und im In - und Ausland ge⸗
achtet wurde .

Die Lage der Regierung bot hierbei nicht wenige Schwie —

Af
lie .

eleg



11

rigkeiten . Einerſeits ein geiſtig bewegliches , für ſein gutes
Recht eiferndes Volk , geführt von einer Reihe hervorragender
Talente ; anderſeits ein Bund , der, geſtützt auf Artikel 1 der
Bundesakte und eine Deutung deſſelben , wie ſie denjenigen
Mächten , die den Bund lediglich zu einem Werkzeug ihrer Po —
litik gemacht , beliebte , unüberwindliche Schwierigkeiten durch frei—⸗
beitsfeindliche Anſinnen und ſtets geſteigerte Forderungenbereitete .

Die verſtändige Politik , welche die badiſche Regierung ſeit
1830 , mit Ausnahme der Periode von 1839 — 1843 , wie man
von Seite der Oppoſition ſelbſt der Anſicht war , im Weſentlichen
immer vorfolgt hat , ging dahin , nach keiner Seite hin in das
Extrem zu verfallen , Das zu thun , was praktiſch möglich war ,
demnach den Anforderungen der Zeit Rechnung zu tragen , ſo
weit Dies die gegebenen Verhältniſſe zu erlauben ſchienen . So

richtig dieſe Politik ihrem Prinzip nach iſt , auch der Lage der
Dinge und der Stellung des Landes zu entſprechen ſchien , ſo
ſind doch über ihre Anwendung Regierung und Stände oft hart
aneinander gerathen und der Streit hat ſich nicht ſelten um ſo
leidenſchaftlicher entzündet , als einmal das Maß des Möglichen
an ſich ſchwankend iſt , ſodann aber insbeſondere weil die Stände ,
d. h. hier die badiſche Oppoſition , in welcher der ſtändiſche
Schwerpunkt lediglich ruhte , die von dem alten Bunde gezoge⸗

nen Schranken , durch welche die Freiheit der Deutſchen ſo
ſchmählich gehemmt wurde , zu durchbrechen als ihre höhere
Aufgabe , als eine Pflicht erachteten , die ſie gegen das engere
wie das Geſammtvaterland zu erfüllen hätten .

Unter ſolchen Mißſtänden haben ſich auch in dem konſtitutio —
nellen Boden Badens üble Säfte erzeugt , die an dem ſonſt ge⸗
ſunden und lebenskräftigen Baume des badiſchen Liberalismus

maucherlei Rauhigkeiten und Auswüchſe hervorbrachten , wor —
über der ebrliche Freund der Freiheit um ſo tiefer trauert , je
mehr ihm dieſe eine heilige Sache des Herzens wie der Ueber —

zeugung iſt . —

Hierbei iſt die Regierung nicht von manchfacher Schuld frei —
zuſprechen ; es ſind von ihr zum Theil ſchwere Mißgriffe geſchehen .
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Wir meinen nicht eine gewiſſe ängſtliche Bedächtlichkeit ,
durch die eigenthümliche Lage der Regierung wohl erklärbar , die

ihr jene Leute als Mangel an Energie zum Vorwurfmachten, die
immer hinterher beſſern Rath wiſſen , zur Stunde der Gefahr aber
im ſichern Hafen ſich verſteckten . Auch wollen wir nicht erinnern
an den eben ſo unnöthig als ungeſchickt hingeworfenenZankapfel
über den Urlaubsſtreit , mit dem das Syſtem des Herrn von

Blittersdorff in Baden ſeinen erſten Verſuch im Großen
machte . Selbſt den Eintritt dieſes Diplomaten der alten Schule
in die oberſte Staatsverwaltung wollen wir nicht für den größern
Fehler erklären , nachdem derſelbe nunmehr aus ſeiner eigenen
Mappe die Belege mit ſeltener Naivetät beigebracht hat , um die

Meinung ſattſam zu beſtätigen , daß die Oppoſition ſeiner un —
mittelbaren Wirkſamkeit in Baden — ſey es aus Ueberſchätzung
oder Politik — wohl ein zu großes Gewicht beigelegt hat .

Das , was wir für einen weitgreifenden Fehler halten müſſen,
beſteht darin , daß die badiſche Regierung im Bewußtſeyn ihres
redlichen Wollens und Strebens und trotz der bei jedem Anlaß
ſich offenbarenden Thatſache , daß der Kern des Volkes dieſem
ihrem Charakter volles Vertrauen zolle , nicht mehr als geſchehen
an dieſes Volk ſich angeſchloſſen ; daß ſie mit einem Uebermaß von

Selbſtverläugnung oder mit einer faſt ſentimentalen Schonung jene
Klaſſe von Menſchen ertrug und nicht ferne genug von ſich hielt ,
die wie eine Scheidewand zwiſchen Volk und Regierung ſich
ein⸗ und vordrängen , deren geiſtige Vefangenheit und leidenſchaft⸗
liches Weſen und Treiben zwar die Gemüther erbittern und

entfremden , auch Verlegenheiten aller Art bereiten können , die
aber nirgends einen feſteren Stützpunkt und wirkliche Vortheile

gewähren . —

Doch welches auch dieſe Fehler und Kämpfe geweſen , Eines
ſteht feſt , und hat ſich zur entſcheidenden Stunde bewährt : die
moraliſche Kraft der badiſchen Regierung war auch
in den ſchlimmſten Tagen nicht geb rochen , wie Dies

vielfach anderwärts geſchehen . Als der erſchütternde
Sturm der Revolution über Deutſchland hinbrauste und auch
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dämoniſche Kräfte entfeſſelte , da ſtand die intelligente Mehrheit
des wackern Volkes von Baden der Regierung wie ein Wall zur

Seite in dankbarem Vertrauen zu einem Fürſten , von dem ihm

nicht unbekannt geblieben , daß auch er in ernſten Tagen ver —

trauend zum Volke geſtanden , und deſſen Recht auf geſetzliche

Freiheit der einladenden Einſprache der Mächtigen gegenüber

geltend gemacht hat .
Nie wird ein denkendes und edles Volk vergeſſen , was Ba —

den den bürgerfreundlichen Geſinnungen ſeines Regenten ver —

dankt , unter deren Aegide es möglich war , daß das Land Schule

und Vorbild konſtitutionellen Lebens und nationa —

ler Beſtrebungen in Deutſchland wurde , und ſich ſchon

frühe ſolcher Güter erfreute , deren Gewinn den meiſten erſt heute
gegönnt iſt . Wir wollen hiervon nur einen kurzen Abriß geben . “)

„ Die freie Gemeinde iſt die Grundlage des Staa —

tes “ — ertönt es nun überall , ſelbſt in Oeſtreich . In Ba⸗

den hat man ſchon im Jahr 1831 nach dieſem altgermaniſchen

Grundſatze gehandelt , und eine ihm entſprechende Gemein —

deordnung eingeführt , welche eine feſte Grundlage der Selbſt —

ſtändigkeit der Gemeinden wurde , und um welche ganz Deutſch—
land uns beneidete .

Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege

zählt man anderwärts unter die Errungenſchaften des Maͤrzes.

In Baden wurde ſchon 1832 die neue Civil - Prozeßordnung

auf Oeffentlichkeit und Mündlichkeit gegründet , und ein Ent⸗

wurf für Strafprozeß mit denſelben Grundlagen vorgelegt .

Eine Aufgabe des Staates hinſichtlich der Strafrechts —

pflege beſteht darin , die Forderungen des ſtrengen Rechts mit

den Anforderungen der fortgeſchrittenen Ziviliſation jeweils in

4) Dies mag hinreichen , um den früher — von einer bekannten Seite

her — oft gemachten Vorwurf , daß man in Baden vor lauter eiteln Ideal⸗

Beſtrebungen das Leben und ſeine wirklichen Intereſſen vernachläſſige , ins

rechte Licht zu ſetzen , namentlich gegenüber andern , damals ſogenannten

praktiſchen Staaten .
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Einklang zu bringen . In Baden hat man ſich ſeit 1841 mit
der Reviſion der Strafgeſetze beſchäftigt . Im Jahr 1845
wurde das neue Strafg eſetzbuch publizirt , und eine Straf⸗
prozeßordnung vereinbart , welche auf öffentliches und
mündliches Verfahren gebaut iſt , und die Schwurgerichte
als Ergänzung bereits deutlich in Ausſicht ſtellt .

Frohnden , Robotten , Zehnten u. dgl. Laſten haben ander⸗
wärts die Bedrängniß unſerer Tage nicht wenig vermehrt , und
haben blutige Gräuel und Aufſtände hervorgerufen . Ihre
Ablöſung muß mit Haſt und zum Theil nicht ohne Beeinträch⸗
tigung öffentlicher und wohlerworbener Privatintereſſen ge —
ſchehen .

In Baden iſt man auch hier mit Ruhe , weil zur rechten
Zeit , und unter billiger Wahrung aller Intereſſen , die hier in
Frage kommen , zu Werke gegangen.

Schon im Jahr 1831 wurden alle Frohnden aufgehoben ,
die Staatsfrohnden unentgeltlich , die ſogenannten Her —
renfrohnden , d. i. die an Privatperſonen zu leiſtenden , gegen
Vergütung des achtzehn - oder zwölffachen Ertrages , je nachdem
ſie auf einer Liegenſchaft oder auf der Perſon laſteten . Um die
Ablöſung zu erleichtern , wurde aus der Staatskaſſe zu den er —
ſtern ein Drittel und zu den letztern die Hälfte des Ablöſungs⸗kapitals beigeſchoſſen .

In demſelben Jahre wurden die Neub ruchzehnten un —
entgeltlich , die Blutzehnten gegen den fünfzehnfachen Ertrag ,
wozu der Staat ebenfalls die Hälfte beiſchoß , abgeſchafft.

Schon zwei Jahre ſpäter ( 1833 ) wurden alle Zehnten
gegen den zwanzigfachen Ertrag für ablösbar erklärt , wobei
die Staatskaſſe ein Fünftel des geſammten Ablöſungskapitals
übernahm ! Gegenwärtig iſt bereits der weit größere Theilalles Zehntens abgelöst mit einem Kapitale von mehr als 40
Millionen . Der Staat hat zur Erreichung dieſes großen
Zweckes , zur Befreiung des Grund und Bodens von den hem⸗menden Feſſeln der Feudalzeit , einen Aufwand von mehr als 8
Millionen gemacht , Alles zum Vortheil der Staatsangehörigen
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und ohne Gefährdung der zehntberechtigten Stiftungen oder

Privaten ) .
Und zwar wurden die hiefür erforderlichen Mittel zum

größern Theil nicht durch Anlehen , ſondern von den jährlichen

Ueberſchüſſen des Staatseinkommens gewonnen . Wo iſt Gleiches

geſchehen ? oder wo hat ein Staat Aehnliches vermocht ?
Im Jahr 1838 wurde die Anlage einer , das ganze Land

von Mannheim bis Baſel durchſchneidenden Eiſenbahn beſchloſ —

ſen , und der Bau ſeitdem raſch ſeiner Vollendung zugeführt .
Der badiſche Staat hat in richtiger Würdigung der hohen Be —

deutſamkeit dieſer neuen Verkehrswege und wichtigen Beförde —

rungsmittel der öffentlichen Wohlfahrt und Macht zuerſt * ) und

allein in Deutſchland den Bau auf Staatskoſten übernommen .

Zu gleicher Zeit glaubte man anderwärts , ſelbſt in großen Staa⸗

ten , wie Oeſtreich , Bayern u. a. den Eiſenbahnbau der Privat⸗

induſtrie überlaſſen zu müſſen , bis man , durch Schaden klüger

geworden , auch hierin das badiſche Syſtem adoptirte .

Auf dies Unternehmen hat das verhältnißmäßig kleine Land

33 Millionen verwendet , und hat nebenbei eine Reihe anderer

großartiger Bauten , z. B. der Hafen zu Mannheim und Kon⸗

ſtanz , der polytechniſchen Schule und der Kunſtakademie zu

Karlsruhe , der Irrenanſtalt bei Achern , der Centralſtrafanſtalt

zu Bruchſal , der großen Menge anderer öffentlichen Bauten und

Straßen nicht zu gedenken , ausgeführt .
Und dabei waren die Abgaben niedriger gegriffen , als in

den meiſten andern deutſchen Staaten , das Staatsbudget zeigte

) Die Partei , die freilich , wie man ſagt , Nichts lernen und Nichts

vergeſſen ſoll , hätte jetzt wohl alle Urſache , dem von ihr ſo hart angeklag⸗

ten Liberalismus der badiſchen Regierung und Stände nachträglich eine

Dankadreſſe zu votiren .

* ) Nur das verſtändige Belgien iſt auch hier mit dem Beiſpiel voraus⸗

gegangen , wiewohl , wie bekannt , zunächſt weniger aus allgemeinen Staats⸗
gründen , als um einer vorübergehenden Verlegenheit , der Arbeitslofigkeit

ſeiner Fabriken , zu begegnen .
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jährliche Ueberſchüſſe , der Staatskredit war ſo feſt , daß Baden
zu derſelben Zeit Anlehen zu 3½ Prozent machte , während
man anderwärts , z. B. in Oeſtreich , Hannoveru . a. , zu
4 und 5 Prozent zu negoziren genöthigt war .

Nicht minder freigebig wurde für die höhern geiſtigen In —
tereſſen , für Unterricht und Bildung Sorge getragen .

Die beiden Univerſitäten des Landes wurden in einer Weiſe
ausgeſtattet , daß die eine in die erſte Reihe dieſer Zierden und
Hüter deutſcher Geiſtesbildung ſich erhob ; die andere einen gu —
ten Klang im ſüdlichen Deutſchland behauptete , ſo lange ſie die
Vertreterin und Vorkämpferin der freien katholiſchen Richtung
war . Die neubegründete polytechniſche Schule darf ſich
durch Ruf und Frequenz ähnlichen Anſtalten der größten Staa —
ten an die Seite ſtellen .

Die deutſchen Grundrechte verlangen für alle öffentlichen
Lehrer rechtliche Gleichſtellung mit den übrigen öffentlichen
Dienern . In Baden iſt Dies thatſächlich im Weſentlichen
längſt vorhanden . Der ſo wichtige Stand der Volksſchullehrer
erhielt bereits durch das Schulgeſetz von 1835 ſeine Pragmatik ,
die ſeine Lage gleich den übrigen Staatsdienern rechtlich ſichert .
Auch für ſeine ökonomiſche Beſſerſtellung wurden bedeutende
Mittel des Staates verwendet , wiewohl hier wie überall noch
Vieles zu wünſchen übrig iſt .

Die Stellung , welche der Bürgerſtand in dem neuern
Staatsleben einnimmt , hat neben den Gewerb — und In du⸗
ſtrieſchulen das Bedürfniß einer neuen Art von Schulen , der
ſogenannten Real - oder höhern Bürgerſchulen hervorgeru —
fen. Baden iſt auch mit dieſer zeitgemäßen Reform in größerem
Maßſtabe vorangegangen . Es gibt faſt keinen bedeutenden Ort
des Landes , der nicht ſolch' eine den Volksunterricht ergänzende
oder fortſetzende Schuleinrichtung beſäße , die theils aus Ge⸗
meinde⸗, theils aus öffentlichen Mitteln unterhalten wird . Ha⸗
ben dieſe Schulen noch nicht allen Erwartungen entſprochen,
ſo vergeſſe man nicht , daß ſie eine neue Schöpfung ſind , ein
Verſuch auf dem heiligen Gebiete der Volkserziehung , für
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deſſen Verbeſſerung , wie bei allen Dingen , von der Erfahrung
zu lernen iſt .

Man hat ſich verwundert , wie Baden mit beſchränkten
Mitteln ſo Vieles und Großes zu leiſten vermochte , wofür an —
derwärts weit größere materielle Hilfsquellen , wie es ſcheint ,
nicht für zureichend erachtet wurden .

Es iſt dieſelbe höhere Macht , die überall noch dies Wunder

hervorgerufen hat .
Es iſt der Geiſt freier Bewegung , der in Baden tiefe

Wurzeln geſchlagen und nach allen Seiten hin ſeine belebenden

Säfte getrieben hat ; es iſt das , trotz mancherlei Zank und Streit
im Ganzen doch vertrauensvolle — nur einmal und vorüber —

gehend durch verſuchte Einmiſchung eines fremdartigen Prin —
zips geſtörte — Zuſammenwirken der Regierung und Stände

zu einem und demſelben Ziele .
So hat ſich der badiſche Staat aus der eigenſten innern

Lebenskraft erhoben . Jener Geiſt hat das Land frei und blü⸗

hend gemacht , hat Wohlſtand und Bürgerſinn erzeugt , und in
deren Folge ein edleres Selbſt - und Nationalgefühl bervorge —
rufen und großgezogen .

Denn es gibt bei einem edleren Volke keine Freiheit ohne
Nationalität , ſo wenig wie eine Seele ohne Leib .

Es iſt darum ganz naturgemäß , daß man in Baden in
dem Grade , als die volksthümliche Entwickelung vorſchritt , ſich
erinnerte : man ſey nur ein Glied , und zwar ein kleines , eines

großen Ganzen , mit deſſen Wohl und Wehe , Macht und Ehre,
die eigene am Ende ſtehen oder fallen müſſe .

Darum hat Baden Anfangs wie inſtinktmäßig , der Selbſt⸗
erhaltung wegen , bald aber mit immer lichterm Bewußtſeyn den
deutſchen nationalen Intereſſen ſich zugewandt , und iſt lange
Zeit eigentlicher Mittelpunkt der nationalen Beſtrebungen und

Anregungen geworden .

Groß und bleibend ſind in dieſer Beziehung des Landes

Verdienſte ; der parteiloſe Geſchichtsſchreiber der nationalen

Wiedergeburt Deutſchlands wird dem badiſchen Staat und

2
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Volke einen vorzüglichen Ehrenplatz anzuweiſen haben , den er
um ſo höher zu ſetzen haben wird , je mehrer einſt enthüllen
kann, was Baden in dieſer Beziehung geduldet und gewagt . —

Wir wollen hier nur Einiges ins Gedächtniß zurückrufen ,
und Anderes , noch Neues , nur berühren .

Zu den Grundbedingungen des Beſtandes und des Wachs⸗
thums einer Nation gehören Handel und Induſtrie . Die Ent —
ſtehung und Erſtarkung des großen d eutſchen Zollvereins
haben darum die Freunde des Vaterlandes mit um ſo größerer
Hoffnung begrüßt , je troſtloſer ſich ſonſt die Dinge in Deutſch⸗
land geſtalteten .

Die Idee dieſes Zollvereins , und was mehr iſt , der Nach —
weis ihrer praktiſchen Ausführbarkeit gehören Baden an , ihre
wirkliche , folgenreiche Ausführung iſt ein Hauptverdienſt
Preußens um Deutſchland .

Nirgends hat man die Unzulänglichkeit der deutſchen Bun —
deseinrichtungen , den Mangel an einer , das nationale Leben
und die nationalen Intereſſen eines großen Volkes würdig ver⸗
tretenden Centralrepräſentation tiefer gefühlt , früher und
immer lauter ausgeſprochen und gefordert als in Baden .

Schon im Jahr 1831 wurde in der badiſchen Ständekammer
eine Motion auf eine, „ den Nationalrechten gemäße Entwicke⸗
lung der organiſchen Einrichtung des deutſchen Bundes “ be —
gründet . Es wurde verlangt , daß der Artikel 13 der Bundesakte ,der dem deutſchen Volke repräſentative Verfaſſungen zuſichert ,in allen deutſchen Staaten zur Ausführung gebracht , daß eine
aus den Kammern gewählte Nationalrepräſentation als Volks —
kammer neben die Bundesverſammlung geſtellt , und der Bund
überhaupt zum Zweck deutſcher Nationaleinheit organiſch weiter
entwickelt werden ſolle .

Hätte man damals dieſe patriotiſche Stimme , welche Deutſch⸗lands Ehre und Wohlfahrt , Macht und Größe durch friedliche
Entwickelung forderte , beachtet , wie ganz anders ſtände es jetztum uns ? welche Wunden , an denen das Vaterland blutet , wä —
ren nicht geſchlagen ? welche Leiden , welche Opfer wären ver —
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mieden , welche Vortheile nach oben und nach unten gewonnen
worden !

Wie übrigens damals die Sachen ſtanden , wo für das Schi —
bolet diplomatiſcher Weisheit galt , Fürſten und Völker entzweit
zu halten , konnte jener Motion eine unmittelbare Folge nicht ge —
geben werden ; aber ihre Wirkungen waren unermeßlich .

Der nationale Inſtinkt des deutſchen Volkes hatte ſeinen be —

ſtimmten Ausdruck , ſeine Sprache erhalten .
Nicht nur wurden ähnliche Anträge auf dem badiſchen , und

bald auch auf andern deutſchen Landtagen wiederholt , und zu⸗
letzt mit dem erſtarkenden Nationalbewußtſeyn und der wach⸗
ſenden Einſicht in Das , was Deutſchland zunächſt Noth thue ,
in immer beſtimmterer Form geſtellt ; ſondern , was weit mehr
war , die Motion ging , nach dem prophetiſchen Worte eines der

edelſten Söhne des verjüngten Deutſchlands , des unvergeßlichen
Rotteck , an die Abtheilungen des deutſchen Volkes . Dort
wurde ſie beſprochen und berathen , ſo weit die deutſche Zunge
klingt und deutſche Herzen ſchlagen , und reifte zu Entſchlüſſen ,
denen die That zu folgen auf dem Fuße ſtand , auch wenn die

gewaltigen Ereigniſſe der jüngſten Vergangenheit nicht früher
die ſibylliniſchen Siegel der Neuzeit gelöst hätten .

„ Lehre und Wiſſenſchaft ſollen frei ſeyn “ , fordern
jetzt die deutſchen Grundrechte . Es iſt dies ein ewiges Recht ,
das nie und nirgends hätte verkümmert werden ſollen . Denn
die Freiheit iſt der Wiſſenſchaft debensodem und erſte Bedingung ,
wenn ſie zugleich eine nationale und volksthümliche Richtung
verfolgen ſoll .

Wo hat die Wiſſenſchaft auch in dieſem Sinne während der

letzten dreißig Jahre ſo manchfacher geiſtigen Drangſal freier
gewaltet als in Badens ſchönen Gauen ? Wo haben die

Männer eher Schutz und heimiſchern Boden gefunden , die das

deutſche Volk ſeine Lehrer nennen darf , weil ſie ſich zur Aufgabe
ihres Lebens ſtellten , durch Rede und Schrift die National —

rechte und Nationalehre geltend zu machen und zurückzu⸗
fordern ?
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So hatte Baden verſtanden , dem Impuls der neuen Zeit
zu folgen , ihre Bedeutung richtig aufzufaſſen , ihren Forderungen ,
ſo viel an ihm lag , verſtändig zu genügen , und ſie dadurch zu
beherrſchen .

Wiederholt hat das Land in den letzten Jahren manchfacher
Heimſuchung die Feuerprobe beſtanden , und hat von den wohl —
thätigen Wirkungen geſetzlicher Freiheit glänzende und einla —
dende Belege gegeben . Die Wirren , die ſchon in den dreißiger
Jahren mehrere deutſche Länder heimſuchten , die gefetzloſen
Ausbrüche roher Gewalt und Selbſthilfe , welche das Noth⸗ und
Theuerjahr 1846/47 faſt in ganz Deutſchland hervorrief , ſind
Baden durchaus fremd geblieben .

Nie herrſchte tiefere Ruhe , größere Achtung vor Geſetz und
Ordnung , als in jener Zeit , wiewobl die allgemeine Noth
ſchwer auch auf Baden drückte . Das verſtändige badiſche Volk
hat es in ſolcher Zeit für eine Ehrenpflicht gehalten , zu zeigen ,
daß es für Freiheit , d. i. für die Herrſchaft des Geſetzes reif
und darum deren würdig ſey.

Uebrigens haben hierbei die ſeltene Mildthätigkeit und Her⸗
zensgüte des Großherzogs , die ihn überall , wo Noth und
Unglück rufen , voran tröſtend und ſchnell helfend erſcheinen laſ⸗
ſen , das Ihrige beigetragen . Das wahrhaft fürſtliche Wort :
„ So lange ich Etwas zu geben habe , wird Geben
meine Wonne ſeyn “ —hieß den badiſchen Bürger die Auf —
rechthaltung der geſetzlichen Ordnung zugleich als Dankespflicht
betrachten .

Durch ſolchen Entwicklungsgang ſtand Baden mit dem
Anfang des Jahres 1848 ein leuchtend Geſtirn am deutſchen
Himmel , geehrt von der Nation , geachtet vom Ausland ; in ſei —
nem Innern voll regen Lebens , Regierung und Stände einan —⸗
der näher gerückt denn je, das Volk in ſeiner Mehrzahl wie im⸗
mer mit vertrauender Liebe auf ſeinen Fürſten blickend .

Da brach , von Weſten her angefacht , wo einhochherzig Volk
zuletzt lieber Alles ſich gefallen laſſen wollte , als ein , wiewohl
mit meiſterhafter Klugheit geführtes macchiavelliſtiſches Regiment
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der Lüge , Hypokriſie und Korruption , das die konſtitutionelle

Monarchie bis in ihre Grundfeſten unterwühlt hatte , noch län —

ger dulden — ein Geiſtesſturm über Deutſchland herein , wie

er urplötzlicher und intenſiver dies Land noch nie getroffen .
Wie damals die Sachen in Deutſchland ſtanden , hätte

der Beſitz auch großer materieller Mittel , wie die gleich nach —

folgenden Ereigniſſe in Wien und Berlin , von den kleinern

Staaten nicht zu reden , hinlänglich offenbarten , nicht zureichen

mögen , die erſte erſchütternde Gewalt jener Bewegung auch

nur einen Tag zu überdauern .

Es kam darauf an , daß eine Macht des Vertrauens ,

die in den Herzen des deutſchen Volkes ihre Wurzeln getrieben

hatte , der Bewegung Maß und Ziel anwies , und dadurch im

Voraus die blos zerſtörende Spitze derſelben brach , ehe die

rückwärts Liegenden von ihr getroffen wurden .

Baden , Deutſchlands weſtliche Grenzwart , erkannte in

dieſem entſcheidenden Augenblick des Aufſtehens oder Fallens

ſofort ſeinen Beruf, und erfüllte ihn mit Muth und Entſchloſſen —

heit , wie mit Takt und Umſicht .

Jetzt war für die ſo oft geſchmähte badiſche Oppoſition
der Tag gekommen , zu beweiſen , daß ſie nicht zerſtören , ſondern

erbauen wolle . Die Vertreter des badiſchen Volkes bildeten

im engen Vereine mit der Regierung den feſten Damm , an

welchem zuerſt die überſtürzenden Wogen ſich brachen und in

ein Bett gewieſen wurden , in welchem zwar die Fluthen noch

lange hoch gingen , aber doch zuerſt einen mehr geordneten Lauf

erhielten .
Am 28 . Februar und in den erſten Tagen des Märzes ent⸗

ſchieden ſich in der badiſchen Ständekammer zuerſt

Deutſchlands nächſte Geſchicke . Dort wurden die Grundſätze

feierlich verkündet , auf denen der politiſche und ſoziale Neubau

Deutſchlands künftig ruhen ſoll . Es brauchte nur weniger

Wochen , ſo hatten dieſelben in allen deutſchen Landen Anerken —

nung erhalten oder ſich ſolche erzwungen .

Ehre gebührt daher den Männern , die zur Stunde der Ge⸗



2²

fahr bei ſo hochgehender See mit ſchnellem Blick und feſterHand das ſinkende Staatsſchiff dem allein Rettung winkendenPharus zulenkten . Sit haben ſich den Dank des Vaterlandeserworben .

Wäre mehr geſchehen , wie die Leidenſchaft forderte , oderweniger , wie Kurzſichtige wünſchen mögen —die Folgen wärendieſelben geweſen : Deutſchlands Geſchicke hätten ſichjedenfalls entrollt , — aber blutig auf dem Schutteunſerer Vergangenheit —
Daß Dies nicht geſchehen , daß die deutſche Revolution ſo⸗gleich einen mehr friedlichen Charakter annahm , daran hatBaden , ſeine Regierung , Stände , und viele ſeiner trefflichenMänner , deren durch ganz Deutſchland hin wirkende Auto⸗rität in ſolcher Lage ein entſcheidend Gewicht in die Wagſchalewarf , ſeinen nicht geringen Theil anzuſprechen .

Wenn darum die badiſche Regierung ſofort und zuerſt diePreſſe frei gab, und darüber dem Bunde unter dem . und 8.März ihre Erklärungen mittheilte ; wenn ſie allen vorgeſchlage —nen Miniſter - und Fürſtenkongreſſen u Dresden und Pots⸗dam ) , als dem ſichern Signale allgemeinen Brandes , ent⸗gegentrat , und auf ein vertrauensvolles Entgegenkommen undAnſchließen an die Nation ſelbſt als das alleinige Heil hinwies ;wenn ſie daher ſofort und zuerſt auf eine volksthümliche Geſtal⸗tung des Bundes zum Zwecke nationaler Einheit in der Sitzungvom 9. März den Antrag ſtellte , — ſo mag es auch ein kühnerGriff genannt werden , von richtigerſtaatsmänniſcher Berech⸗nung eingegeben, daß dieſelbe Regierung wenige Tage daraufdenjenigen Mann zu ihrem Vertreter an den Bund ſendete, derdamals als der beſtimmteſte Ausdruck der nationalen Wünſchedes deutſchen Volkes überall galt und gefeiert wurde . DiesAlles geſchah zu einer Zeit , wo die Metternich' ſche Politikin Deutſchland noch feſt begründet ſchien , wo ihr Urheber inWien noch im vollen Beſitze ſeiner Macht ſich ſtark genug er⸗klärte , um die junge Freiheit und ihre Freunde zu —gleich zu verderben . —
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Durch ſolche Thaten hat die badiſche Regierung lauter

den Bruch zwiſchen Altem und Neuem ausgeſprochen und wirk⸗

ſamer zu einer mehr ruhigen abwartenden Haltung des Volkes
im geſammten Deutſchland beigetragen , als von den ge —

gebenen Verſprechungen und angeregten Hoffnungen in dieſem

Lande billig noch erwartet werden konnte . —

In ſolcher Weiſe hat Baden für freiſinnige Einrichtungen

in Deutſchland unmittelbar und mittelbar den Boden beſtellt ,

und hat den nationalen Beſtrebungen aller Beſſern und Ver⸗

ſtändigen , die dem edlen deutſchen Volke die ihm gebührende

Stellung unter den europäiſchen Nationen wieder erringen

wollten , den entſcheidendſten Anſtoß gegeben .

Die ſehr poſitiven Verdienſte Badens um Deutſchlands

geiſtige Befreiung und nationale Erhebung verkennen oder

ſchmälern wollen , müßte darum als Undank erſcheinen , hervor⸗

gerufen von politiſcher Kurzſichtigkeit oder aus Anwandlung

einer gewiſſen Eiferſucht , wie ſie unter den gleichberechtigten

Gliedern der großen deutſchen Familie zwar berkömmlich , aber

namentlich da zu mißbilligen iſt , wo es ſich um die Intereſſen

des wiedergewonnenen Vaterlandes handelt . —

Freilich iſt jene alte partikulariſtiſche Erbſünde der Deut —

ſchen ſo tief in uns eingewurzelt , daß ſelbſt treffliche und wohl⸗
verdiente Männer ) bisweilen noch zur unbewachten Stunde

von ihren Nachwirkungen überraſcht werden , und auch hierin

einer vollen Erlöſung entgegenzuharren ſcheinen ! —

Aber die Heckerei ' ruft die alte Schlange , die eine Zeit

lang , nachdem ſie ihren Herrn verrathen , in den Mantel des

) Die wackern Männer , die wir hier meinen , wiſſen wohl , daß

Schreiber Dieſes nicht geringe Eiferſucht ihnen und ihren Landsleuten ge⸗

genüber empfindet , und daß er Nichts ſehnlicherwünſchen kann , als daß in

gewiſſen Dingen ſeine eigenen Landsleute mit ihm bis zur Nacheiferung
eiferſüchtig ſeyn möchten . —
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Liberalismus gehüllt umherſchlich, jetzt wieder mehr ihre Natur
auskehrt und ſucht , wo ſie den angeerbten Groll gegen Den
auslaſſe , der ihr ſo beharrlich auf den Kopf getreten ?

Es gibt keinen koloſſalern Irrthum , als wenn man dem ba⸗
diſchen Land und Volk irgend einen Vorzugstheil an den repu⸗
blikaniſchen Schilderhebungen in Deutſchland zumeſſen will .Der erſte Akt derſelben , die Hecker' ſche Tragödie , iſt ein
WVerf , deſſen Verfaſſer , wiebekannt , im Ausland waren , und zudeſſen Empfehlung ſie den Namen eines Mannes gewannen ,deſſen parlamentariſche Begabtheit und Ungeduld jugendlichenAufſtrebens eben ſo groß waren , als ſein Mangel an beſonne⸗ner Würdigung der Menſchen und menſchlicher Dinge . Die

Akteurs , ſoweit ſie das Ausland ſelbſt nicht geübt und geſtellthatte , waren aus ganz Deutſchland aufgeboten , und das großePublikum wurde , wie gewöhnlich , durch vielverſprechende An —
kündigungen , oder , wo es dennoch ſich nicht täuſchen ließ , mitGewalt zum Eintritt gezwungen . Zur Aufführung ſelbſt wurdedas Grenzland Baden als nächſter Schauplatz gewählt , weil
ſeine Grenze gegen zwei Republiken , wo die eigentlichen Unter⸗nehmer waren , den Ein - und Ausgang zu ſichern ſchien.Will man nicht abſichtlich Vorfälle und Erſcheinungen , wieſie vor und nach in den meiſten deutſchen Staaten vorgekommenſind , verkennen , ſo wird man unſchwer die Ueberzeugung ge —winnen , daß wenn gewiſſe andere Länder mit ihren angehäuftenGährungselementen den deutſchen Vorpoſten gegen die Schweizund gegen Frankreich zu bilden hätten , es immerhin zweifelhaftſeyn dürfte , ob die Aufführung des erſten Aktes der deutſchenRepublik ſo ſchnell unterbrochen und beendet geweſen wäre . —

Oder ſind weitere Akte und einzelne Szenen des republika⸗niſchen Drama ' s an andern Orten nicht unter größerem Zulaufund allgemeineremBeifall ſogar wiederholt über die Bühne des
deutſchen politiſchen Lebens gegangen ? Und als zwiſchenhineinStruve unter dem bekannten Schutze ſchweizeriſcher Neutra —lität ſein faſt noch mehr lächerliches als verbrecheriſches Zwi —ſchenſpiel zur wahren Entrüſtung der großen Mehrheit des ba —
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diſchen Volkes verſuchte , haben ihn nicht die eigenen Freunde
von außenher auf einen für ſein Unternehmen günſti⸗

gern Boden eingeladen , weil in Baden der rechte
Sinn für die Republik noch nicht aufgegangen ſey ? —

Doch ferne ſey ſelbſt in gerechter Abwehr jede partikulari —
ſtiſche Betrachtung über das gemeinſame Unglück , das uns ge —

troffen . Nimmer iſt die Nation geiſtig wiedergeboren und das

Vaterland vom Erbfeind befreit , wenn wir nicht wie über eine

gemeinſame Schuld trauern , oder wie über ein gemeinſames
Verdienſt uns freuen , wo immer auf ſeinem Boden die ſchlim —
men und guten Ausſaaten aufſchießen . Mahnend ruft der

patriotiſche Sänger *) uns Allen zu :

Aber einmal müßt ihr ringen
Noch in ernſter Geiſterſchlacht ,

Und den letzten Feind bezwingen ,
Der im Innern droht und wacht .

Haß und Argwohn müßt ihr dämpfen ,
Geiz und Neid , und böſe Luſt ,

Dann nach langen ſchweren Kämpfen
Kannſt du ruhen , deutſche Bruſt .

Der Schreiber dieſer Zeilen hat dem Land , dem er zunächſt

angehört , ein lobend Wort geredet ; er glaubt hiermit übelwol —

lenden Angriffen gegenüber eine Pflicht gegen ein Volk , das

brav und wacker iſt , aber auch ein Recht in Bezug auf ein Land

geübt zu haben , das nicht ſelbſtſüchtig Gewinn auf Koſten An —

derer , ſondern in wahrhaft nationalem Sinne Das ſucht und

anſtrebt , was des gemeinſamen Vaterlandes iſt . — Weder in

Hof⸗, noch in Kabinettsgeheimniſſe eingeweiht , hat er lediglich
eine thatſächliche Begründung aufgeführt , und wenn auch
aus Liebe zu ſeinem Lande , doch ſo unabhängig geſchrieben , als

wohnte er am Belt und nicht am Rheine .
Baden hat den Beruf , der ihm vom Genius des Vater —

landes zugetheilt war , ſo weit Dies ſeine beſcheidenen Mittel

bedingen , redlich und männlich erfüllt . Die moraliſche

*) M. Schenkendorf .
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Stellung zu Deutſchland , die es lange Zeit einnahm , iſt an
Preußens Volk und Staat übergegangen , ſeitdem dieſe fak —
ti ſch in die Bahn der Neuzeit eingetreten und der großen deut⸗
ſchen Bewegung ſich angeſchloſſen haben . Dort hat ſie die ent⸗
ſprechende materielle Unterlage erhalten , ſo daß Preußen die
bewegende Seele des zu bauenden deutſchen Geſammtſtaa —
tes naturgemäß ſeyn wird und ſeyn muß, welches auch die
Form ſey, in der Dies geſchieht . Beide , Preußens Volk und
Staat , werden dem ſchönen Berufe , und der hohen Verantwor⸗
tung , die darauf ruht , entſprechen , wenn ſie vor Allem und in
Allem deutſch ſeyn , ächt deutſch denken und handeln
wollen . —

Das deutſche Volk iſt an einem Wendepunkt ſeiner Ge⸗
ſchicke angekommen , wie ihn ſeine frühere Geſchichte folgenſchwe⸗
rer und entſcheidender — zum Aufſtehen oder Fallen — nicht
wohl aufzuweiſen hat . Es will die Verwirklichung der
Staatsidee auf dem Boden der Freiheit mit der Pietät ge⸗
gen angeſtammte Dynaſtien ; es erſtrebt die Einheit der
Nation , als die unerläßliche Bedingung aller ſeiner
großen Intereſſen , ſeiner Ehre und Macht , ſeiner Wohlfahrt ,
ja ſelbſt ſeines Beſtehens ; es fordert , daß gemäß ſeiner edlen
Stammesnatur die heiligen Grundſätze des R echts und
der Gerechtigkeit , der Wahrheit und Humanität
Maßſtab alles Handelns im Staats — und Volksle⸗
ben ſeyen , durch deren höhere Gewalt die entſittlichenden
Mächte allein allmählig überwunden werden mögen , die das
alte Syſtem zuerſt von oben in Bewegung geſetzt hat , wodurchaber zugleich von unten eine gelehrige Schule erzogen wurde ,
welche nicht nur jede geordnete Freiheit , ſondern alle Errungen⸗
ſchaften unſerer Kultur bedroht.

Nur die moraliſche Revolution , die von innen nach
außen fortſchreitet , wird die der äußern Gewalt zum endlichen
Abſchluß bringen , und einen friedlichen Entwicklungsgang her⸗
beiführen , weil man dann nicht mehr um die Bedingungen der
Freiheit und der nationalen Eriſtenz zu kämpfen braucht . —
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Noch gleicht aber unſere Lage der ungethümen Sphynx ,
die im Vorhof eines Tempels auf hohem Fels Wachehält . Wer

ihre Aufgabe nicht löst , den wird ſie zerreißen . Wer aber das

rechte Wort ausſpricht , vor dem wird ſie ſich in den Abgrund

ſtürzen , und die Pforten des Tempels werden ſich öffnen , und

die Genien des Vaterlandes — Friede und Freiheit , Ordnung
und Wohlſtand — werden ihm einen immer grünen Eichenkranz

reichen . Wer wird die Aufgabe löſen ? Wer dem deutſchen
Lande dieſer befreiende Oedipus ſein ? Ob Fürſt ? Ob Volk ?

— —Gott ſchütze Deutſchland !

Aus Baden , im Januar 1849 .



Veilagen .

1.

Aus züge aus den Protokollen der deutſchen
Bundesverſammlung vom Jahr 1846 , die

Vollziehung des proviſoriſchen Bundes - Preßge⸗
ſetzes vom 20 . April 1819 ꝛc. betr .

Der öſtreichiſche Präſidialgeſandte hatte in der Sitzung
vom 30 . Juli 1846 den Antrag geſtellt , daß die einzelnen deut⸗
ſchen Regierungen binnen kurzer Friſt zur Kenntniß der Bun —
desverſammlung bringen ſollten , durch welche Verordnungen
und Verfügungen ſie den Vorſchriften des §. 1 des proviſoriſchen
Bundespreßgeſetzes ( ſo weit dieſer Paragraph ſich auf Behand —
lung der Bücher über 20 Bogen bezieht ) Genüge geleiſtet hät —
ten . Dies gab Veranlaſſung zu nachſtehenden Erklärungen
zwiſchen der badiſchen Regierung und dem Präſidium der Bun⸗
desverſammlung .

a. Auszug aus der Sitzung vom 24 . Auguſt . Die Großh .
Regierung wünſcht angelegentlich , daß aus den Berathungen,
die in Folge der Präſidialpropoſition vom 30 . Juli l. J5
pflogen werden , ſolche Reſultate bervorgehen mögen , die geeig⸗
net ſind , den nicht zu verkennenden Nachtheilen und Unvollkom —
menheiten der Preßgeſetzgebung in Deutſchland auf eine genü —
gende und den allſeitigen Bedürfniſſen entſprechende Weiſe ab⸗
zuhelfen . Auch kann ſie bei dieſem Anlaſſe nicht unbemerkt
laſſen , daß , nach den von ihr in reichlichem Maße bisher ge⸗
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machten Erfahrungen , die Zenſurverhältniſſe bei den Zuſtänden

ihres Landes in ihrer Wirkung mit jedem Jahre nachtheiliger

ſich erweiſen , die ſchlechte Preſſe eher noch fördern , eine beſſere

Preſſe aufzukommen verhindern und für das Anſehen und das

Vertrauen der Regierung mehr ſchädlich als vortheilhaft

wirken .

Die Großherzogliche Regierung , welche zu einer nähern

Begründung dieſer Sätze , wenn es erforderlich wäre , gern be —

reit iſt , glaubt dabei für jetzt ihren höchſten und hohen Bundes —

genoſſen nur im Allgemeinen die Erwägung der Frage , mit

Bezugnahme auf die Abſtimmung mehrerer Bundesregierungen

in der 14 . Sitzung vom Jahr 1832 ( Protokoll §. 119 , neuer⸗

dings empfehlen zu dürfen : ob nicht der Zeitpunkt gekommen

ſey , ſich mit der Berathung eines ausführlichen , an die Stelle

der bisherigen proviſoriſchen Beſtimmungen von 1819 zu ſetzen⸗

den , definitiven Bundes - Preßgeſetzes zu beſchäftigen ?

Präſidium . Wenn nach der eben vernommenen Erklä —

rung die Zenſurverhältniſſe bei den dermaligen Zuſtänden des

Großherzogthums Baden für das Anſehen und das Vertrauen

der Regierung mehr ſchädlich als vortheilhaft wirken , ſo iſt

dies eine beklagenswerthe , aber Niemanden , der dieſen Zuſtän⸗

den mit Aufmerkſamkeit gefolgt iſt , unerwartete Erſcheinung .

Die gewiſſenhafte Erfüllung einer , gegen die übrigen Mit —

glieder des Deutſchen Bundes eingegaugenen Verpflichtung
wird dem Anſehen einer Regierung nie und nirgend abträglich

ſeyn . Wo aber Verpflichtung und Art der Erfüllung nicht im

Einklange ſtehen , ergeben ſich allerdings bedenklicheVerhältniſſe.
Es iſt indeſſen zu erwarten , daß es den föderativen Beſtrebun⸗

gen Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs gelingen werde ,

die dortigen Zuſtände auf eine beruhigende Weiſe zu regeln .

Die Großherzoglich Badiſche Geſandtſchaft be —

hält ihrer höchſten Regierung etwaige weitere Aeußerung vor .

b. Auszug aus der Sitzung vom 27 . Auguſt . Baden er —

klärt : Es kann nicht in der Abſicht des Geſandten liegen , bei

dieſer kurzen Erwiederung auf die Präſidialäußerung in der
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24 . Bundestagsſitzung ( §. 221 des Prot . ) auf eine Vergleichung
der Zuſtände verſchiedener deutſchen Länder einzugehen , um un⸗
gegründete Vorwürfe von ſeiner Regierung abzuwehren . Es
mag genügen , zu bemerken , daß Zuſtände im Allgemeinen ſich
nicht machen laſſen , ſondern als Reſultate aus der geographi —
ſchen Lage , den Verhältniſſen , der Geſchichte, dem Charakter und
der Entwicklung eines Landes und Volkes hervorgehen und für
jede Regierung in dem beſtgeordneten Staate ihre gute , wie
ihre ſchlimme Seite mit ſich bringen .

Soll das Mindere den höheren Zwecken , wie billig , unter⸗
geordnet werden , ſo können ſolche Zuſtände allerdings , bei aller
föderativen Geſinnung , manchen Regierungen die Erfüllungeiner beſondern Bundespflicht in ſtärkerm Maße als anderen
erſchweren , und ſie dringender veranlaſſen , die durch frühere
Bundesbeſchlüſſe nur verſchobene Berathung über die definitive
Regulirung eines ſo wichtigen Gegenſtandes , wie die Preſſe , in
neue Anregung zu bringen . Auch iſt es nicht die Erfüllung der
Bundespflicht an ſich, ſondern der Inhalt derſelben , beſonders
inſofern er als eine Ausnahme gegen die Beſtimmungen der

Bundesakte erſcheint , von welchem unter gegebenen Umſtänden
die bezeichneten nachtheiligen Wirkungen für die Regierungen
zu beſorgen ſind .

Die Großherzogliche Regierung glaubt Anſpruch darauf zu
haben , daß kein hohes Bundesglied an ihren ächt föderativen
Geſinnungen zweifle , die ſie unter allen Umſtänden bethätigt hat ,und ſtets bethätigen wird . — Sie vertraut darauf , daß ihre ho⸗
hen Mitverbündeten dieſe Geſinnungen und ihr nicht erfolgloſes
Beſtreben , geſetzliche Ordnung und Ruhe auch unter bewegteren
Zuſtänden zu erhalten , mit gerechtem und freundlichem Sinne
würdigen werden . Sie darf auch darauf vertrauen , daß andere
hohe Bundesregierungen, welche ganz ähnliche Erfahrungen in
Bezug auf die Preſſe zu machen in dem Falie waren , nicht an⸗
ſtehen werden , dieſelben zu bethätigen ; und ſie glaubt eben ihrerwahren Bundespflicht in vollem Maße nachgekommen zu ſeyn,indem ſie , übereinſtimmend mit den ſchon vor vierzehn Jahren
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von mehreren Regierungen in die Bundesprotokolle niederge —

legten Anträgen , den Gegenſtand zu einer neuen Erwägung
hoher Bundesverſammlung empfohlen hat .

Präſidium . Dieſe Erwiederung beruht auf einer irrigen
Vorausſetzung . Es konnte nicht entfernt die Abſicht ſeyn , dar —

über einen Vorwurf auszuſprechen , daß die Großherzoglich Ba —

diſche Regierung die Berathung über ein allgemeines Preßgeſetz
zur Sprache brachte , denn es ſteht nach dem Artikel 6 der Bun⸗

desakte jedem Bundesgliede frei , Anträge zu machen . Nachdem
jedoch die Großherzogliche Regierung , gelegenheitlich ihres An —

trags , der Bundesverſammlung die Anzeige machte , daß die

Zenſurverhältniſſe bei den Zuſtänden ihres Landes für das An —

ſehen und für das Vertrauen der Regierung mehr ſchädlich als

vortheilhaft wirken , fand ſich die kaiſerlich königliche Präſi —

dialgeſandtſchaft veranlaßt , auf eine zwiſchen ſämmtlichen Mit⸗

gliedern des Bundes eingegangene Verpflichtung zu deuten , de —

ren genaue Erfüllung dem Anſehen der Regierung und der

Beruhigung des Landes gewiß nicht abträglich ſeyn würde , de —

ren Vernachläſſigung jedoch allerdings nothwendiger Weiſe von

bedenklichen Folgen begleitet ſeyn müſſe . Die Präſidialgeſandt —

ſchaft hatte hierbei die Beſtimmungen des 59 . Artikels der

Schlußakte im Auge .

Daß übrigens dieſe Präſidialerinnerung in einem für
Seine Königliche Hoheit den Großherzog durchaus wohlwol —
lenden Sinne gegeben ward , beweist der Schlußakt derſelben .

Baden . Die Geſandtſchaft behält ſich das Protokoll

offen .
0. Auszug aus der Sitzung vom 17 . September : „ Baden

erklärt : Der Geſandte iſt angewieſen , unter ausdrücklicher Be⸗

zugnahme auf die Erklärung , welche er in der 26 . diesjährigen

Bundestagsſitzung . 248 des Prot . ) abgegeben hat , Namens

der Großherzoglichen Regierung nachſtehende Erklärung in das

Protokoll der Bundesverſammlung niederzulegen .
Wenn die Großherzogliche Regierung in der hohen Bundes—⸗

verſammlung wegen mangelhafter Erfüllung einer Bundespflicht
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förmlich in Anſpruch genommen werden ſollte , ſo würde ſie die —
ſes zwar beklagen , aber nicht anſtehen , mit Vertrauen ſich auf
eine ausführliche , den föderativen Geſinnungen Seiner König —
lichen Hoheit des Großherzogs entſprechende Weiſe zu erklären .

Sie glaubt eine nähere Beleuchtung aller Verhältniſſe nicht
ſcheuen zu dürfen , allgemeine Vorwürfe aber , die in Form und
Art der Ehre und Selbſtſtändigkeit der Regierung zu nahe tre —
ten , kann ſie nicht annehmen .

Die Großherzogliche Regierung wird niemals ihr politiſches
Gewicht in dieſer Verſammlung überſchätzen , wenn ſie ſichauch
ihres Werthes als treues Bundesglied bewußt iſt . — Wo es
ſich aber um die Ehre handelt , da wird ſie auch gegen Niemand
mit ihrem Anſpruch zurückſtehen , und darf erwarten , daß man
ihr in einer Weiſe begegnet , wie es föderativen Verhältniſſen
angemeſſen iſt .

Präſidium . Die kaiſerlich königliche Präſidialgeſandt —
ſchaft hat gehofft und gewünſcht , daß die in das Protokoll vom
13 . Auguſt niedergelegte Erinnerung genügen werde , die Groß⸗
herzoglich Badiſche Regierung zu vermögen , die Aufſicht über
die Preſſe im Allgemeinen in einer Weiſe zu handhaben , welche
zu weiteren Erörterungen keine Veranlaſſungen bieten werde .
Nachdem dieſelbe ſich jedoch eben zu Protokoll gegen dieſe Art
der Erinnerung verwahrt und vorzieht , förmlich in Anſpruch
genommen zu werden , ſo wird die kaiſerlich königliche Prä —
ſidialgeſandtſchaft fortan in die Lage geſetzt ſeyn , dieſem Begeh⸗ren zu entſprechen .

2

Auszüge aus den Protokollen der deutſchen Bundes —
verſammlung vom Jahr 1848 .

a. Auszug aus der Sitzung vom 1. März : Baden er —
klärt : Die Großherzogliche Regierung hat zuletzt vor andert —
halb Jahren hoher Bundesverſammlung ihren dringenden
Wunſch vorgetragen , daß man von dem, wenigſtens für Baden
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unhaltbar gewordenen , proviſoriſchen Zenſurſyſtem abgehen und

den Art . 18 d. der Bundesakte in Erfüllung bringen möge . Die

dringenden ſpeziellen Gründe , welche ſie, abgeſehen von allge —

meinen , dazu bewogen hatten , machten ſich ſeither in immer ſtei⸗

gendem Grade geltend ; ja die Großherzogliche Regierung
würde eine große Pflicht gegen ihre hohen Mitverbündeten ver —⸗

ſäumen , wenn ſie nicht mit aller Offenheit darlegte , daß die

fortwährende Behandlung der Preſſe nach dem Bundesbeſchluſſe
vom 20 . September 1819 ſchon ſeit einer Reihe von Jahren zu

einer allgemeinen Landesbeſchwerde , unter ſteter Berufung auf

die Bundesakte und Landesverfaſſung , herangewachſen iſt , über

welche eine Verſchiedenheit der Anſichten unter allen Klaſſen
und Parteien im Lande nicht mehr beſteht .

Die dadurch nothwendig immer mangelhafter werdende

Zenſur , wie dies auch in andern deutſchen Ländern mehr oder

weniger der Fall iſt , bei gänzlich fehlender Repreſſion ,
wirkt auf die Dauer ſo nachtheilig auf die Entwicklung der

Preſſe , daß es jeder Wohldenkende als ein Heilmittel anſehen

muß , ein ſo allgemein gefühltes Bedürfniß und eine auf ver⸗

faſſungsmäßige Zuſagen gegründete Forderung durch Gewäh⸗

rung eines Repreſſivgeſetzes endlich zu befriedigen und dadurch

den Uebelgeſinnten einen gefährlichen Vorwand für ihr Treiben

zu entreißen .

Wenn daher die Großherzogliche Regierung bei einer wohl

kaum zu vermeidenden Verzögerung der Berathungen in der

Bundesverſammlung früher in den Fall kommen ſollte , den

dringenden Anträgen ihrer Stände durch proviſoriſche Anord —

nungen hinſichtlich der Preſſe , vorbehaltlich der zu erwartenden

Bundesbeſchlüſſe , entgegenzukommen , ſo dürfte die hohe Bun —⸗

desverſammlung unter den dargelegten Verhältniſſen darin nicht

ſowohl eine Vernachläſſigung der Bundespflicht , als vielmehr

die Erfüllung einer ihrer größten Pflichten gegen den Deutſchen

Bund von Seiten der Großherzoglichen Regierung erkeunen ,

indem ſie durch Befriedigung eines länger nicht mehr abweisba⸗

3

——
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ren Bedürfniſſes in ihrem Lande den höheren und letzten
Zwecken des Bundes am beſten zu genügen im Stande iſt . “

b. Auszug aus der Sitzung vom 8. März . Baden erklärt :
Mit Bezug auf die in der vorletzten Sitzung ( §. 123 des Prot . )
bewirkte Vorlage des proviſoriſchen Preßgeſetzes vom 1. März
d. J . hat der Geſandte mitzutheilen :

Die Großherzogliche Regierung darf daran erinnern , daß
ihre wiederholt ausgeſprochene Anſicht der Zweckmäßigkeit einer

Fortdauer des bisherigen Zuſtandes der Bundes⸗Preßgeſetzge⸗
bung widerſtrebte . In ruhigeren Zeiten konnte dieſelbe ihr
treues Feſthalten an bindenden Beſchlüſſen als ein Opfer hin⸗
nehmen , das ihrer föderativen Geſinnung auferlegt werde , und
das ihr , trotz der gegen daſſelbe ſich erhebenden Ungunſt , trotz
der dadurch entſtandenen großen Schwierigkeiten , bis zu jenem
Zeitpunkte darzubringen obliege , wo ihre höchſten Bundesge —
noſſen ſich zu einer entſprechenden Löſung der Verheißungen des
Artikels 18 d. der Bundesakte mit ihr vereinigt haben würden .

In dem Augenblicke aber , wo ganz unerwartete Ereigniſſe
den Beſtand der Dinge in Frage ſtellen , glaubte die Großher⸗
zogliche Regierung , im Intereſſe des Bundes wie in ihrem eige⸗
nen , eine Schwierigkeit nicht fortbeſtehen laſſen zu dürfen , welche
ihre Führung der gutgeſinnten Mehrheit der Bevölkerung auf
bedenkliche Weiſe hemmte , welche den böswilligen Elementen
einen nur zu erwünſchten , höchſt gefährlichen Vorwand für Ver —
folgung ihrer deſtruktiven Anſichten bot .

Es gewährt nunmehr der Großberzoglichen Regierung eine
wahre Genugthuung , durch den Bundesbeſchluß vom 3. d. M.
ihre Entſchließung als eine wahrhaft föderative gerechtfertigt zu
ſehen , und ſie kann nur wünſchen , daß alle für den legalen Be⸗
ſtand des Bundesſyſtems entſcheidenden Fragen bald einer ge⸗
meinſamen Löſung und Ausführung entgegengeführt werden
möchten , wozu rückſichtlich der Angelegenheit der Preſſe — wie
aus den in dem dieſſeitigen proviſoriſchen Preßgeſetze enthalte⸗
nen Erwägungsgründen hervorgeht — von ihr offen und mit
Vertrauen die Hand geboten iſt .
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c. Auszug aus der Sitzung vom 9. Mai . Baden trägt

vor : Der Geſandte hat von ſeiner allerhöchſten Regierung den

Auftrag erhalten , bei hoher Bundesverſammlung den Antrag zu

ſtellen , daß dieſelbe zur vollkommenen Ausbildung des Organs

des Deutſchen Bundes weitere Einrichtungen , insbeſondere eine

ſtändiſche Vertretung der deutſchen Bundesländer bei der Bun —

desverſammlung , in Berathung nehmen , und einen darauf ge —

benden Beſchluß der höchſten und hohen Bundesregierungen

veranlaſſen möchte . Eine ſolche Schlußfaſſung würde ohne

Zweifel den großen Erfolg haben , daß die Bundes⸗Centralbe⸗
hörde , von dem allſeitigen Vertrauen umgeben , die volle

nationale Kraft in ſich vereinigte und fühlte , deren ſie bedarf ,

um einer naturgemäßen freien und geordneten Entwicklung der

deutſchen Völker mit ihren gemeinſamen Intereſſen vorzuſtehen ,
und zu allen Zeiten durch die Kraft der Einigkeit und eines hö⸗

hern geiſtigen Aufſchwungs der Nation deutſches Glück und

deutſche Ehre nach allen Seiten hin zu ſchützen und zu bewahren .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog würden zu jeder

andern Zeit abgewartet haben , daß ein ſo bedeutender Antrag

für die Befriedigung eines längſt im Allgemeinen gefühlten Be⸗
dürfniſſes von den allerhöchſten Höfen der beiden deutſchen

Großmächte an die Bundesverſammlung gebracht würde , —

aber die Größe des gegenwärtigen Augenblicks , der gewiß von

ihren ſämmtlichen höchſten und hohen Mitverbündeten nicht ver—
kannt werden wird , legt Seiner Königlichen Hoheit dem Groß⸗

herzog nach Seinen treueſten föderativen Geſinnungen die ge —

bieteriſche Pflicht auf , den obigen Antrag ohne Zögern zur Be⸗

herzigung bei hoher Bundesverſammlung vertrauensvoll nie⸗

derlegen zu laſſen .

Dieſe Erklärung wurde dem politiſchen Ausſchuſſe zuge —⸗

wieſen .
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Erklärung des Großherzogs von Baden an die Cen —

tralgewalt .

Der badiſche Bevollmächtigte bei der Centralgewalt hat dieſer
im Auftrag ſeines Fürſten folgende Note vom 8. Jan . l. J . über⸗

reicht :

Seine Königliche Hoheit der Großherzog hat vom erſten
Augenblick an , wo die politiſche Umgeſtaltung Deutſchlands zu
einem Bundesſtaat ſich unaufhaltſam zu entwickeln begann , die
Ueberzeugung in ſich getragen , daß nur ein einiges , mächtig ge —
führtes und zuſammengehaltenes Deutſchland den Bedürfniſſen
der Nation und den Forderungen der Zeit genügen könne . Er
hat im Einklang mit ſeinen Ständen erklärt , wie es wiederholt
erklärt wird : daß er bereit ſey , jedes gleichmäßig von ihm,
wie von allen andern Bundesgenoſſen zu verlangende Opfer zu
bringen , das zur Erreichung des großen Zieles nothwendig
wäre . In getreuer Feſthaltung an dieſer Geſinnung wollen
Seine Königliche Hoheit der Großherzog auch in dem jetzigen,
für die Entſcheidung ſo bedeutenden Zeitpunkte die offene und
ausdrückliche Erklärung nicht zurückhalten , daß Er keinen An⸗
ſtand nehmen werde , wenn ein einziges , und ſelbſt ein erbliches
Oberhaupt an die Spitze des deutſchen Bundesſtaates geſtellt
werden ſollte , ſich demſelben in allen großen , gemeinſam - deut —
ſchen Angelegenheiten nach den Verfaſſungsbeſtimmungen, wie
ſie endgültig zu Stande kommen werden , unterzuordnen .

Seine Königliche Hoheit der Großhberzog glaubt mit dieſerentgegenkommenden Erklärung nicht blos als deutſcher Fürſtim Sinne der Zeit zu hand eln , ſondern auch gegen ſein eigenesVolk eine der ſchönſten Pflichten zu erfüllen , indem Er ſich be⸗
müht , ſeinerſeits dahin mitzuwirken , daß das große Eini⸗
gungswerk nicht ſcheitere , und dazu beizutragen , daß ſein Volk
der Wohlthaten eines großen , mächtigen Vaterlandes in vollemMaße theilhaftig werde . Der innern , eigenthümlichen Entwick —
ung ſeiner nächſten geiſtigen und materiellen Wohlfahrt vor⸗
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zuſtehen , wird fortwährend die treue Sorge Seiner Königlichen

Hoheit des Großherzogs bleiben , damit das badiſche Volk ſtets
als ein würdiges Glied im Zuſammenhange des großen Ganzen

erſcheine .

A.

Erklärung der badiſchen Zweiten Kammer in der

Sitzung vom 11 . Jannar 1849 .

Die Kammer erklärt :

1) Daß ſie allen Sonderbeſtrebungen einzelner deutſchen

Staaten , welche der Gründung eines ſtarken und einigen deut —

ſchen Bundesſtaates entgegenwirken , und Deutſchland in die

Anarchie und Schwäche eines Staatenbundes zurückwerfen
könnten , mit aller Entſchiedenheit entgegentritt , damit die in der

Märzerhebung einmüthig ausgeſprochene Hoffnung des deut —

ſchen Volkes auf einen im Innern freien und einigen , nach

außen ſtarken Bundesſtaat ihre wahre Erfüllung finde .

2 ) Daß ſie das Recht der verfaſſunggebenden deutſchen

Nationalverſammlung , die deutſche Verfaſſung zu berathen und

definitiv zu beſchließen , aufrecht erhalten und nicht durch den

Grundſatz der Vereinbarung mit den einzelnen deutſchen Staa —

ten geſchwächt ſehen will .

3) Daß ſie das definitive deutſche Reichsoberhaupt im Ein —

klang mit dem Weſen des Bundesſtaates beſtellt ſehen , und we —

der eine fürſtliche Trias , noch einen ſchwankenden Turnus , noch
ein Wahlreich an die Spitze des deutſchen Reichs geſtellt , ſon —

dern die erbliche Monarchie , wie in den einzelnen deutſchen

Staaten , ſo auch in dem ganzen Bundesſtaate als die leitende

Spitze gewahrt wiſſen will .



38

8 .

Schreiben des Miniſterpräſidenten von Gagern an

den Bevollmächtigten für Baden .

Der Reichsverweſer hat von der Erklärung Kenntniß ge —

nommen , durch welche Seine Königliche Hoheit der Großherzog
von Baden den Entſchluß ankündigt , ſich einem einzigen und

ſelbſt erblichen Oberhaupte , wenn ein ſolches an die Spitze des

deutſchen Bundesſtaates geſtellt werden ſollte , in den großen,
gemeinſamen deutſchen Angelegenheiten nach den Verfaſſungs —
beſtimmungen , wie ſie endgültig zu Stande kommen werden ,

unterzuordnen .

In dieſer hbochherzigen Erklärung hat der Reichsverweſer
mit inniger Freude eine ſtarke Bürgſchaft des Gelingens des

ſeiner Obhut anvertrauten Werkes erkannt . Als der erſte Ver —

treter der nationalen Einheit Deutſchlands hat Er den Unter —

zeichneten mit dem Auftrage beehrt , bei Seiner Königlichen Ho —

beit den Ausdruck des Dankes zu übernehmen , in welchem das

ganze Vaterland übereinſtimmen wird . Das badiſche Fürſten —
haus hat ſich ein neues und unvergängliches Anrecht auf die
Liebe des Volkes erworben , indem es ſeinen Namen einzuzeich⸗
nen eilte auf derjenigen Tafel der gemeinſamen Geſchichte , an

welcher fortan , wenn die Hoffnung der Einigung nicht ſcheitert ,
die theuerſten Erinnerungen des deutſchen Volkes haften.

Ganz Deutſchland wird dem badiſchen Lande und ſeinem
Fürſten zu dem gegebenen Beiſpiele Glück wünſchen , und was
etzt als ein Opfer empfunden werden mag , dafür wird hoffent⸗
lich eine nahe Zukunft weit höheren Erſatz bieten in dem An —
theil , welcher den Fürſten Deutſchlands ander Kraft und Würde
des Ganzen zufallen wird . Die Zeit der Schwäche und Zer —
ſplitterung Deutſchlands kann nicht die Zeit des echten Glanzes
deutſcher Fürſtengeſchlechter ſeyn .

Der Unterzeichnete bittet den Herrn Bevollmaͤchtigten für
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Baden , dieſe Erwiederung zur Kenntniß des Großherzogs zu

bringen .

Frankfurt a. M. , den 13 . Januar 1849 .

Der Präſident des Reichs - Miniſterraths und interimiſtiſche

Reichsminiſter des Innern .

H. v. Gagern .

GdemenWoern8
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